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32/01 Finanzverfahren allgemeines Abgabenrecht

Norm

BAO §216;

BAO §239 Abs1;

1. BAO § 216 heute

2. BAO § 216 gültig ab 31.12.2004 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 180/2004

3. BAO § 216 gültig von 01.01.1962 bis 30.12.2004

1. BAO § 239 heute

2. BAO § 239 gültig ab 20.07.2022 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 108/2022

3. BAO § 239 gültig von 19.04.1980 bis 19.07.2022 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 151/1980

Rechtssatz

Tatbestandsvoraussetzung für die Erlassung eines Abrechnungsbescheides nach § 216 BAO ist, daß

"Meinungsverschiedenheiten" über das Erlöschen einer Zahlungsverp@ichtung durch die Erfüllung eines bestimmten

Tilgungstatbestandes bestehen. Durch den Abrechnungsbescheid wird über Antrag nur darüber entschieden, ob eine

bestimmte Zahlungsverp@ichtung erloschen, dh wirksam gezahlt verrechnet, aufgerechnet, erlassen oder verjährt ist.

Bestehen zwischen einem Abgabep@ichtigen und der Abgabenbehörde Zweifel in diesen Punkten, so soll durch den

Abrechnungsbescheid eine beide Teile bindende Klärung geschaEen werden. Immer aber ist Voraussetzung, daß über

das Bestehen bestimmter Zahlungsverp@ichtungen Streit herrscht. Ein Abrechnungsbescheid kann daher nicht im Falle

eines Antrages auf Rückzahlung eines vermeintlichen Guthabens erteilt werden. In diesem Falle kommt ausschließlich

die Bestimmung des § 239 Abs 1 BAO zum Tragen (Hinweis E 14.2.1974, 1110/73).Tatbestandsvoraussetzung für die

Erlassung eines Abrechnungsbescheides nach Paragraph 216, BAO ist, daß "Meinungsverschiedenheiten" über das

Erlöschen einer Zahlungsverp@ichtung durch die Erfüllung eines bestimmten Tilgungstatbestandes bestehen. Durch

den Abrechnungsbescheid wird über Antrag nur darüber entschieden, ob eine bestimmte Zahlungsverp@ichtung

erloschen, dh wirksam gezahlt verrechnet, aufgerechnet, erlassen oder verjährt ist. Bestehen zwischen einem

Abgabep@ichtigen und der Abgabenbehörde Zweifel in diesen Punkten, so soll durch den Abrechnungsbescheid eine

beide Teile bindende Klärung geschaEen werden. Immer aber ist Voraussetzung, daß über das Bestehen bestimmter

Zahlungsverp@ichtungen Streit herrscht. Ein Abrechnungsbescheid kann daher nicht im Falle eines Antrages auf

Rückzahlung eines vermeintlichen Guthabens erteilt werden. In diesem Falle kommt ausschließlich die Bestimmung

des Paragraph 239, Absatz eins, BAO zum Tragen (Hinweis E 14.2.1974, 1110/73).
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